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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Nr 10. 


(Nr. 7305.) Verordnung, betreffend die Organiſation der Disziplinarbehörden in den Fürſten⸗ 
thümern Waldeck und Pyrmont. Vom 18. Januar 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Gemäßheit des zwiſchen Preußen und Waldeck-Pyrmont geſchloſſenen 
Vertrages vom 18. Juli 1867. betreffend die Uebertragung der Verwaltung 
der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont an Preußen (Geſetz-Samml. für die 
Preußiſchen Staaten von 1868. S. I., Fürſtlich Waldeckiſches Regierungsblatt 
von 1867. S. 133.), auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, für das Gebiet 
der genannten Fürſtenthümer, was folgt: 


Artikel J. 


In den Fällen, für welche in dem e ce vom 9. Juli 1855. 
(Fürſtlich Waldeckiſches Regierungsblatt S. 191.) die Verfügung oder Entſchei⸗ 
dung der Regierung, ihres Vorſtandes oder einer 10 derſelben angeordnet 
iſt ($$. 15. 16. 20. 22. 25. 30. 31. 32. 39. 40. 49. 70. 81. 85, 0. 112. 
113), tritt an die Stelle dieſer Behörden hinſichtlich der Verwaltungsbeamten 
die Verfügung oder Entſcheidung des Landesdirektors, hinſichtlich der Juſtizbeamten 
die der vorgeſetzten Aufſichts- und Disziplinarbehörden nach Maaßgabe der in 
1 geltenden Vorſchriften und, wo ſolche nicht zutreffen, die Unſeres Juſtiz⸗ 
miniſters. 


Artikel II. 


In den Fällen, für welche in dem Staatsdienſtgeſetz die Verfügung oder 
Entſcheidung des Obergerichts oder deſſen Präſidenten angeordnet iſt ($$. 40. 49, 
- „110. 112. 114. 117.), erfolgt dieſelbe fortan durch Unfer Appellationsgericht in 
Kaſſel beziehungsweiſe deffen Erſten Präſidenten. 


Norgang 1869. (Nr. 7305.) 28 : Ar⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 30, Januar 1869, 


= su = 


Es eee I. | 
An die Stelle des $. 91. des Staatsdienſtgeſetzes, betreffend das Diszipli⸗ 
nargericht erſter Inſtanz für nichtrichterliche Beamte, tritt folgende Beſtimmung. 
Das Disziplinargericht wird fortan gebildet: ilpinöf 
I. in Anſehung der dem Landesdirektor untergeordneten Beamten 
von Unſerer Regierung zu Kaffel; 
II. in Anſehung der Subaltern⸗ und Unterbeamten der Juſtizverwaltung 
von Unſerem Appellationsgericht in Kaſſel / | 
III. in Anſehung der von Uns angeſtellten oder beſtätigten Beamten 
von Unſerem Disziplinarhof in Berlin. 


N 

ö An die Stelle der §§. 107. 108. des Staatsdienſtgeſetzes tritt folgende 
Beſtimmung: 5 
Die Funktionen des Disziplinargerichts zweiter Inſtanz werden derjenigen 


Preußiſchen Behörde übertragen, welche dieſe Funktionen in Betreff der 
Preußiſchen nichtrichterlichen Beamten ausübt. 


Artikel V. 


Die Preußiſchen Disziplinarbehörden entſcheiden in den Fällen der Artikel 
III. und IV. auf Grund des vor denſelben in Preußiſchen Disziplinarſachen ſtatt⸗ 
findenden Verfahrens. 


Die Entſcheidungen ergehen unter der Formel: 


„in Gemäßheit des zwiſchen Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen 
und Seiner Durchlaucht dem Fürſten von Waldeck und Pyrmont ge⸗ 
ſchloſſenen Staatsvertrages vom 18. Juli 1867.“ 3 Hd en 


Artikel VI. N ö 

Als Disziplinargerichte gegen richterliche Beamte (F. 116. des Staats- 
dienſtgeſetzes) fungiren in erſter Satan Unfer Appellationsgericht in Kaſſel, in 
zweiter Inſtanz Unſer Ober⸗Appellationsgericht. * 
Die Beamten der Staatsanwaltſchaft bei dieſen Gerichten üben auch in 


den Disziplinarſachen, welche hiernach an ſie gelangen, die im Staatsdienſt⸗ 7 
geſetz der Staatsanwaltſchaft zugewieſenen Pflichten. Das Verfahren richtet ſich 


nach den Borſchriften, welche für das Verfahren vor den gedachten Gerichtshöfen E 
in Preußiſchen Disziplinarſachen maaßgebend find. Die Entſcheidungen ergehen 
unter der im Artikel V. bezeichneten Formel. e i be 105 ii 

1 
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Artikel VII. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 8 
Gegeben Berlin, den 18. Januar 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7306.) Statut der Genoſſenſchaft für die Melioration der Grundſtücke des Kryry⸗ 
Bruches, Kreis Koſten. Vom 14. Dezember 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 


verordnen, nach Anhörung der Betheiligten, auf Grund des Artikels 2. des 
Geſetzes vom 11. Mai 1853. und der $$: 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843., was folgt: 


N 
Die Beſitzer derjenigen Wieſen, welche weſtlich der Chauſſee von Jerka 
nach Lubin, öſtlich des Weges von Kriewen nach Gierlachowo, ſüdlich des Weges 
von Kriewen über Neuhof bis zur eben erwähnten Chauſſee und nördlich des 
Weges von Kriewen nach Lubin in dem Kryry-Bruche an dem Graben gleichen 
Namens und an dem bei der Separation der Stadtfeldmark Kriewen ausgewor⸗ 
fenen Entwäſſerungsgraben belegen ſind und an ſchädlicher Näſſe leiden, werden 
zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Extrag ihrer Grundſtücke durch Ent⸗ 
wäſſerung zu verbeſſern. 
Dieer Verband hat Korporationsrechte und feinen Gerichtsſtand bei dem 
Kreisgerichte zu Koſten. 


8.73 


Diem Verbande liegt ob, den von dem Wieſenbaumeiſter Doſtert unter 
dem 25. Januar 1868. gefertigten Meliorationsplan, ſo wie derſelbe in den oberen 
techniſchen Inſtanzen gebilligt worden, auf gemeinſchaftliche Koſten zur Aus⸗ 
führung zu bringen und die demgemäß ausgeführten Anlagen zu unterhalten. 

% Sollte es demmächſt etwa erforderlich werden, eine oder mehrere Stau⸗ 
ſchleuſen in dem ausgebauten Entwäſſerungsgraben anzulegen, um den in der 
Gr. 78057806) 28˙ Me⸗ 
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Meliorationsfläche belegenen Grundſtücken die erforderliche Feuchtigkeit zu erhalten, 
ſo werden dieſelben gleichfalls auf gemeinſchaftliche Koſten des Verbandes aus⸗ 
geführt und unterhalten. 

Die künftige Räumung des Kryrp⸗Baches und des Kriewener Entwäſſe⸗ 
rungsgrabens, nachdem dieſelben planmäßig ausgebaut worden, verbleibt den 
bisherigen Räumungsverpflichteten, wird aber unker die Aufficht des Verbandes 
geſtellt. Nur inſoweit durch den Ausbau eine Erſchwerung der bisherigen Räu⸗ 
fle S eingetreten if, nimmt der Verband an der letzteren gleich⸗ 
alls Theil. 

Das Theilnahmeverhältniß zwiſchen dem Verbande und den bisherigen 
Räumungsverpflichteten wird im Mangel von Einigung nach F. 7. endgültig 
durch das Schiedsgericht entſchieden. 

In gleicher Weiſe wird das Theilnahmeverhältniß feſtgeſtellt, nach welchem 
der Verband an den Koſten der Brücke auf dem Wege von Kriewen nach Neuhof 
beizutragen hat. 2 | 

Sollten ſich bei der Ausführung des Meliorationsplanes oder rückſichtlich 
demnächſtiger Herſtellung von Stauſchleuſen Streitigkeiten darüber ergeben, welche 
Anlagen von dem Verbande zu machen find, oder wie die Ausführung zu be 
wirken iſt, ſo entſcheidet darüber nach Anhörung des Vorſtandes und der Be⸗ 
theiligten die Regierung zu Poſen. 


. 3. 


Jedes Verbandsmitglied iſt verpflichtet, dem Verbande von ſeinem Grund⸗ 
ſtücke diejenigen Flächen, welche zur Ausführung des Meliorationsplanes erforder 
lich find, inſoweit ohne Entſchädigung abzutreten, als dieſelben entweder bereits 
thatſächlich als Waſſerlauf beſtanden haben, bezüglich bei der qu. Separation dazu 
ausgeworfen worden find, oder aber inſoweit, als der bisherige Nutzungswerth durch 
die den Beſitzern demnächſt verbleibende Grasnutzung auf den Doſſtrungen und 
Uferwänden und durch die ſonſtigen aus dem Bau erwachſenden van Vor⸗ 
theile aufgewogen wird. Streitigkeiten hierüber werden mit Ausſchluß des Rechts⸗ 
weges ſchiedsrichterlich (§. 7.) entſchieden. N 

Außerdem wird dem Verhande für alle zur vollſtändigen Ausführung des 
Meliorationsplanes und der damit in Verbindung ſtehenden Anlagen, ſowie für 
den etwa nöthig werdenden Austauſch von Grundſtücken durch eine geringe Ver⸗ 
ſchiebung der Grenzen das Recht zur Expropriation verliehen. \ 

Die Feſtſtellung der Entſchädigung erfolgt im Mangel der Einigung in 
dem gg. 45. bis 51. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. bezeichneten Verfahren. 


§. 4. 


Die Koſten zur Ausführung des Meliorationsplanes und etwaiger Stau- 
ſchleuſen, ingleichen die Unterhaltungskoſten der gemeinſchaftlichen Anlagen wer⸗ 
den von den Genoſſen des Verbandes durch Geldbeiträge nach Maaßgabe des 
Kataſters aufgebracht. f 180155 

In dem Kataſter find die betheiligten Grundſtücke nach en. 10 

a durch 


1 
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durch die Melioration abzuwendenden Schadens und herbeizuführenden Vortheils 
in drei Klaſſen zu theilen, von denen ein Preußiſcher Morgen 

der 1. Klaſſe zu drei Theilen, 

der 2. Klaſſe zu zwei Theilen, 

der 3. Klaſſe zu einem Theile 
heranzuziehen iſt. 


Die Aufftellung des Kataſters erfolgt durch zwei von der Regierung er⸗ 
nannte Boniteure unter Leitung des Landrathes des Koſtener Kreiſes, welcher 
In 1 dem Einſchätzungsgeſchäfte zeitweiſe durch einen Feldmeſſer vertreten 
aſſen kann. 

Das Kataſter iſt den Rittergutsbeſitzern und den Vorſtänden der Gemeinden, 
welchen die übrigen Betheiligten angehören, extraktweiſe mitzutheilen und bei 
dem Landrathe des Koſtener Kreiſes vier Wochen lang offen zu legen. Nur 
binnen dieſer Friſt können Beſchwerden gegen das Kataſter erhoben werden. 

Dieſelben ſind bei dem Landrathe des Koſtener Kreiſes anzubringen. Die Zeit 

der Offenlegung iſt vor deren Beginn durch das Amtsblatt und außerdem in 

ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 

Der Landrath des Koſtener Kreiſes hat die Beſchwerden unter Zuziehung 
des Beſchwerdeführers, eines Mitgliedes des Vorſtandes und e Sachver⸗ 
ſtändigen zu unterſuchen. Die Sachverſtändigen ſind von der Regierung zu Poſen 
zu ernennen. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer und 
das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht, ſind beide Theile mit dem Reſultate 

ceeinverſtanden, fo wird das Kataſter demgemäß berichtigt, andernfalls werden die 
Akten der Regierung zu Poſen zur Entſcheidung eingereicht. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Regierungs⸗Ent⸗ 
ſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten zuläſſig. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben 

den Beſchwerdeführer. N f 

Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung zu Poſen ausgefertigt 
und dem Landrathe des Koſtener Kreiſes zugeſendet. 
Auf Grund des Kataſters werden die Heberollen aufgeſtellt. So lange 
das Kataſter in der oben vorgeſchriebenen Weiſe nicht feſtgeſtellt iſt, können nach 
Maaßgabe der im Beſitzſtandsregiſter — gefertigt durch den Wieſenbaumeiſter 
Doſtert vom 25. Januar 1868. — als betheiligt bei der Melioration angenom⸗ 
menen Flächen Beiträge ausgeſchrieben und eingezogen werden, vorbehaltlich 
ſpäterer Ausgleichung. 955 


An der u der Genoſſenſchaft ſteht der Sozietätsdirektor. Der Land» 
rath des Koſtener Kreiſes ſoll zugleich Sozietätsdirektor ſein. 

Derſelbe führt die Verwaltung nach den Beſtimmungen dieſes Statuts 
und den Beſchlüſſen des Vorſtandes und vertritt die Genoſſenſchaft in allen An⸗ 
gelegenheiten, auch dritten Perſonen und Behörden gegenüber, in und außer Ge⸗ 
richt, wenn es nöthig werden ſolltee. fi 01 N 8 
. 7306) Er 
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Er hat insbeſendere tte e eee Ale e eee „es ee 
a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſtellten 
Plänen zu veranlaffen und dieſelben zu eech gen 8 f I 
p) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den = 
Säumigen event. gleich wie bei allen übrigen auf Grundſtücken haftenden 
öffentlichen Laſten durch adminiſtrative Exekution zur Verbandskaſſe ein» 
zuziehen, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und die Kaſſenver⸗ 
waltung zu revidiren 


e) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen. 


Dem Sozietätsdirektor wird ein Vorſtand von drei durch die Genoſſen⸗ 
Schaft gewählten Mitgliedern beigeordnet, welcher unter dem Vorſitze des Sozietäts⸗ 
direktors nach Stimmenmehrheit verbindende Beſchlüſſe für die Sozietät zu faſſen, 
den Direktor in ſeiner Geſchäftsführung zu unterſtützen und das Beſte der Sozie⸗ 
tät überall wahrzunehmen hat. 

In Behinderungsfällen wird jedes Vorſtandsmitglied durch je einen Stell⸗ 
vertreter vertreten. 

Zur Verbindlichkeit des Beſchluſſes gehört die Theilnahme dreier Perſonen, 
des Sozietätsdirektors und zweier Vorſtan smitglieder reſp. Stellvertreter. x 
3 gc. Stimmengleichheit giebt die Stimme des Sozietätsdirektors den 

usſchlag. 

Die Ausführung der Beſchlüſſe ſteht dem Sozietätsdirektor zu. I 

In Verhinderungsfällen läßt der Landrath die Angelegenheiten der Ge 
noſſenſchaft durch einen von ihm aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder zu ernen⸗ 
nenden Stellvertreter leiten. Sowohl der Direktor als die Vorſtandsmitglieder 
und deren Vertreter verwalten ihr Amt als ein Ehrenamt. N 


g. 6. 
Es haben zu wählen: 

a) der Beſitzer des Ritterguts Lubin und der Beſitzer des Vorwerks Neuhof 

ein Vorſtandsmitglied und einen Stellvertreter 

b) die übrigen Mitglieder der Genoſſenſchaft 

zwei Vorſtandsmitglieder und zwei Stellvertreter. 19 1 
Bei der Wahl der Vorſtandsmitglieder und der Stellvertreter hat der Be⸗ . 
ſitzer des betheiligten Ritterguts Lubin, der Beſitzer des Vorwerks Neuhof, der 
Bürgermeiſter der Stadt Kriewen und jeder Ortsſchulze der betheiligten Dörfer 
für je zehn volle auf Normalboden lerſte Klaſſe) reduzirte Morgen des zum 
Rittergute, Vorwerke oder zur Gemeinde gehörigen betheiligten Beſitzſtande s 
Eine Stimme. | ee e 
So lange das Kataſter nicht nach §. 4: definitiv feſt eſtellt worden, iſt 


lediglich die Morgenzahl der im Beſitzſtandsregiſter des Wielenbanmeiiiers Doſtert 
vom 
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vom 25. Januar 1868. als betheiligt aufgenommenen Flächen für die Berech⸗ 
nung der zuſtehenden Stimmenzahl maaßgebend. 1 
Die bezeichneten Wähler wählen entweder perſönlich oder durch Bevoll⸗ 
mächtigte reſp. durch ihre geſetzlichen Vertreter. 
Abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet, bei Stimmengleichheit das Loos. 
Wird nach zweimaliger Wahlabſtimmung eine Stimmenmehrheit nicht er⸗ 
zielt, ſo ſind für jede noch vorzunehmende Wahl diejenigen beiden Perſonen, 
welche in der vorhergegangenen Abſtimmung die relativ meiſten Stimmen erhal⸗ 
ten hatten, auf die engere Wahl zu bringen. N 
Die Wahl gilt für ſechs Jahre, die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 
Der Sozietätsdirektor iſt Wahlkommiſſarius und ſtellt die Wahlliſten feſt. 
Die Prüfung der Wahlen gebührt dem Vorſtande. Bei dem Wahlverfahren, 
ſowie für die Verpflichtung zur Annahme der Wahl, gelten analog die Vorſchriften 
über Gemeindewahlen. ö 


8. 7. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten und anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen, gehören zur 
Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden, ſoweit 
nicht in Betreff des Entſchädigungsverfahrens im §. 3. etwas Anderes vor⸗ 
geſchrieben iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Bescheides an gerechnet, bei dem Sozietätsdirekkor angemeldet werden muß. 

8 Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidet nach 
Stimmenmehrheit. 
Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 

Der unterliegende Theil trägt die Koſten. 

Das Schiedsgericht wird in jedem Falle ſo gebildet, daß der Verbands⸗ 
vorſtand einen Schiedsrichter, der oder die mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten 
einen Schiedsrichter wählen, und daß die Regierung den Obmann beſtimmt, 
welcher den Vorſitz führt. 6 N 
Zu Mitgliedern des Schiedsgerichts können nur großjährige, verfügungs⸗ 

fähige, unbeſcholtene Männer, die nicht zum Verbande gehören, gewählt werden. 
Wenn von dem oder den gleichbetheiligten Rekurrenten nicht binnen vier 
Wochen, vom Tage des Abganges der ſchriftlichen Aufforderung des Vorſtandes, 
dieſem ein geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht wird, ſo erfolgt die Wahl 
deſſelben durch die Regierung. 
Wenn von mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten einzelne ſich der Wahl 
enthalten, fo find fie an die Wahl der übrigen gebunden. 


r. 7306.) $. 8. 


1 


* 


. 


N 

Nach beendeter Ausführung des Meliorationsplanes findet alljährlich 
zwiſchen Saat⸗ und Erntezeit eine Hauptſchau und, ſo oft es erforderlich iſt, 
im September eine Nachſchau der Anlagen Seitens des Vorſtandes ſtatt. 

Der Sozietätsdirektor ſchreibt die Schau aus und leitet dieſelbe. 

Er legt dabei ein Verzeichniß der Schaugegenſtände mit ihrer Beſchreibung 
zu Grunde und zieht die Betheiligten, ſofern ſie ſich melden, oder er es für 
nöthig hält, zu. 

Der Vorſtand ſetzt demnächſt feſt, was zur Unterhaltung der vorhandenen 
Anlagen geſchehen ſoll. | 

8:49: 


Der Verband iſt dem Oberaufſichtsrecht des Staates unterworfen. 
Dieſes Recht wird durch die Regierung zu Poſen als Landespolizeibehörde 
und in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angele⸗ 
enheiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts und im Uebrigen in dem 
mfange und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehörden der 
Gemeinden zuſtehen. 


6. 10. 


Abänderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Genehmi⸗ 
gung erfolgen. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 14. Dezember 1868. 
v. Selchow. Leonhardt. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). - 


